Sehr geehrte Damen und Herren,

die Arbeitsgruppe SBZ-Enteignungen der Bundesregierung, die entsprechend dem Koalitionsvertrag von CDU, CSU und FDP prüfen sollte, ob es im Hinblick auf die Enteignungen in der SBZ von 1945 bis 1949 noch Möglichkeiten gibt, Grundstücke, die sich im Eigentum der öffentlichen Hand befinden, den Betroffenen zum bevorzugten Erwerb anzubieten, wird vor der Bundestagswahl aller Voraussicht nach keine Ergebnisse mehr vorlegen. Und wenn doch, dann wird vor der Bundestagswahl keinerlei Umsetzung mehr erfolgen können. Das ergibt sich aus der Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs im Bundesfinanzministerium, Steffen Kampeter, auf meine Mündliche Frage, die ich ihm in der Fragestunde der letzten Sitzungswoche dieser Legislaturperiode gestellt habe.

Nach den Ausführungen des Staatssekretärs darf vermutet werden, dass eine Fertigstellung des Abschlussberichtes dieser Arbeitsgruppe schon längst hätte erfolgen können, sich die Ministerien aber bei der Bewertung der Fakten und vor allem bei den Schlussfolgerungen daraus nicht haben einigen können und es vor diesem Hintergrund längst aufgegeben haben, weitere Einigungsversuche zu unternehmen. Hintergrund dürfte sein, dass relevante Teile der Bundesregierung und insbesondere das Bundesfinanzministerien von vornherein keine Lösung wollten, die den enteigneten Alteigentümern entgegen kommen würde.

Für diese Vermutung spricht auch die Tatsache, dass es kein Verkaufsmoratorium für die betreffenden Flächen gegeben hat. Wenn die Bundesregierung den  ernsthaften Willen gehabt hätte, Grundstücke, die sich noch im Eigentum der öffentlichen Hand befinden, den Alteigentümern zum bevorzugten Erwerb anzubieten, dann hätte sie ein solches Moratorium erlassen müssen. Die Tatsache, dass ein solches nicht erfolgt ist, spricht Bände.

